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Rechtsanwalt
Christian Hippel

von WIR Wanderer
und Partner

Architektenrecht. Weil die Mindest- und
Höchstsätze der HOAI europarechtswidrig
sind, kann ein Architekt keine
Nachforderung zur Schlussrechnung mehr
stellen, wenn ein Pauschalhonorar unterhalb
dieser Mindestsätze vereinbart war.

OLG Celle, Urteil vom 17. Juli 2019,
Az. 14 U 188/18 (nicht rechtskräftig)

Eine HOAI-Aufstockungsklage
des Planers ist treuwidrig
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DER FALL

Ein Planungsbüro klagt Honorarnachfor-
derungen von über 600.000 Euro aus fünf
Ingenieurverträgen der Jahre 2010 bis
2014 ein. Die Angebote und Vertragsfor-
mulare stammen vom Planungsbüro
selbst und erwecken den Eindruck, es
kenne sichmit derHOAI aus undhabe das
Honorar danach bestimmt. Den beauf-
tragten Angeboten liegen die Mindest-
sätze der HOAI zugrunde, womit derWille
zum Ausdruck kommt, die Leistungen

günstig anzubieten. Die Verträge werden
vollständig abgewickelt und die Schluss-
rechnungen sind bezahlt. In den Jahren
2016 und 2017 rechnet das Planungsbüro
unter Bezugnahme auf ein Honorargut-
achten erneut ab und stellt dieNachforde-
rungen. Es begründet dies damit, dass bei
sämtlichen Verträgen entgegen ihrem
Wortlaut der Mindestsatz unterschritten
worden sei.
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DIE FOLGEN

DieAufstockungsklage scheitert, denn das
Planungsbüro ist an seine ursprünglichen
Schlussrechnungen gebunden. DieHono-
rarnachforderung ist als treuwidrig im
Sinne des § 242 BGB anzusehen. Dabei
kommtder vomEuGH festgestelltenEuro-
parechtswidrigkeit der HOAI-Mindest-
sätze besondereBedeutung zu (Urteil vom
4. Juli 2019, Rs. C-377/17). Das Planungs-
büro stützt seine Honorarnachforderun-
gen auf ein Preisrecht, das nicht mehr gilt.
Die Neuberechnung entspricht zum Teil
auch nicht den vertraglichen Vereinba-

rungen. Die Planer haben den Auftragge-
ber in Sicherheit gewogen, da sie in wei-
teren Vertragsverhältnissen keine Nach-
forderungen beansprucht haben. Die
Neuberechnungen mehrere Jahre nach
der Vertragsabwicklung waren für ihn
nicht absehbar, zerstören seine Kalkulati-
onsgrundlage und sind daher unzumut-
bar. Der Auftraggeber durfte darauf ver-
trauen, dass die ursprünglichen Schluss-
rechnungen richtig und vollständig sind.
Daher hat das OLG Celle die Klage abge-
wiesen.
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WAS IST ZU TUN?

Der EuGHhat im Juli dieMindestsätze der
HOAI für europarechtswidrig erklärt – die
Folgen dieser Entscheidung sind umstrit-
ten („Das Ende der deutschen Preisbin-
dung“, IZ 28/2019, Seite 1). Nach Ansicht
des OLGHammetwa hat das EuGH-Urteil
keine Auswirkung auf bestehende Ver-
tragsverhältnisse (Az. 21 U 24/18). Zwar
wurde dagegen Revision eingelegt, bis der
BGH aber darüber entscheidet, bleibt

gerade für laufende Verträge eine erheb-
liche Rechtsunsicherheit. Dessen unge-
achtetmuss der Gesetzgeber die Entschei-
dung in deutsches Recht umsetzen, wobei
er allerdings einen gewissen Spielraum
hat. Der EuGH hat in seiner Entscheidung
jedenfalls explizit geurteilt, dass Mindest-
preise durchaus im Einklang mit der
Dienstleistungsrichtlinie geregelt werden
können. ahl

Rechtsanwalt
Paul M. Kiss

von CBH Rechtsanwälte
Quelle: CBH

Maklerrecht. Ein Doppelmakler
verliert seinen Provisionsanspruch,
wenn er einer Vertragspartei einen
Rat zum Nachteil der anderen Seite
erteilt. Damit verstößt er gegen
seine Neutralitätspflicht.

LG München II, Urteil vom 16. Mai 2019,
Az. 11 O 134/18

Doppelmakler muss bei
Preisverhandlungen schweigen
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DER FALL

Der Eigentümer eines Wohnhauses wollte
seine Immobilie verkaufen und beauf-
tragte dazu einen Makler mit einem
Alleinauftrag. Der Makler informierte
einen Interessenten, der ihm zuvor einen
Such- und Vermittlungsauftrag erteilt
hatte, über das Objekt. Gleichzeitig teilte
er ihmmit, die zuvor angebotenen Immo-
bilien stünden für ihn weiter „an erster
Stelle“. Später schickte der Makler dem

Kaufinteressenten ein Exposé des Objekts
mit dem Kommentar, es bestünden gute
Chancen, einen Kaufpreis zu verhandeln,
der um 50.000 Euro unter dem Exposé-
Preis liegt. Der Makler vermittelte den
Interessenten daraufhin an den Eigentü-
mer. Es kam zum Kauf, und der Makler
forderte vom Verkäufer die Provision ein.
Der wollte nicht zahlen, weil der Makler
gegen seine Interessen gehandelt habe.
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DIE FOLGEN

Der Makler klagte die Provisionszahlung
ein, hatte damit aber keinen Erfolg. Er
hatte seinenProvisionsanspruch verloren.
Ein Makler verwirkt seinen Provisionsan-
spruch nach § 654 BGB, wenn er einen
objektiv schwerwiegenden Treupflicht-
verstoß begeht. Dazu muss er vorsätzlich
oder leichtfertig den Interessen des Auf-
traggebers so schwerwiegend zuwider-
handeln, dass er der Provision „unwürdig“
ist. Ein Doppelmakler, der für beide Par-
teien tätig wird, ist zu strikter Unpartei-
lichkeit verpflichtet. Er darf insbesondere
nicht in die Preisverhandlungen der

Hauptvertragsparteien eingreifen. Wenn
der Makler den Verkäufer über den Preis
beraten hat, darf er dem Käufer nicht
mehr mit seinem Rat dienen. Vielmehr
muss er den Käufer darauf verweisen, sich
anderweitig Rat zu holen. Dadurch, dass
derMakler hier zumeinen die zuvor ange-
botenen Objekte hervorhob und damit
indirekt vom Verkaufsgegenstand abriet
und sich zum anderen in die Preisver-
handlungen einmischte, hat er zugunsten
des Käufers die Interessen des Verkäufers
verletzt – eine schwerwiegende Treu-
pflichtverletzung des Doppelmaklers.
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WAS IST ZU TUN?

Möchte ein Makler für beide Parteien des
Hauptvertrags tätig werden, hat er
zunächst zu prüfen, ob eine Doppeltätig-
keit im konkreten Fall überhaupt zulässig
ist. In Fällen, in denen der Makler mit bei-
den Seiten einen Vermittlungsauftrag
abgeschlossen hat, kann die Doppeltätig-
keit problematisch sein. Ist sie aber zuläs-
sig, weil kein konkreter Interessenkonflikt
vorliegt, muss der Makler dennoch die

Interessen beider Vertragsparteien wah-
ren. Und: Der Makler muss bei einer Dop-
peltätigkeit beiden Vertragsparteien klar
mitteilen, dass er als Doppelmakler auf-
tritt. Er hat insoweit umfassende Aufklä-
rungspflichten und ist außerdem zu strik-
ter Neutralität verpflichtet. Besonders
hoch sinddie Anforderungen andenMak-
ler, wenn er einen einfachen oder qualifi-
zierten Alleinauftrag erhalten hat. ahl

Rechtsanwalt
Dr. André Lippert
von Gleiss Lutz

Quelle: Gleiss Lutz

Öffentliches Recht. Bei der Entscheidung,
ob es sich um ein Wohnheim oder einen
Beherbergungsbetrieb handelt, kommt es
auf das Nutzungskonzept an und ob die
Bewohner ihren häuslichen Wirkungskreis
selbst gestalten können.

VGH Bayern, Beschluss vom 17. August 2018,
Az. 1 CS 18.930

Mit Dauerbewohnern wird ein
Hotel zum Wohnheim
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DER FALL

Eigentümerinnen eines Hotels wehren
sich gegen eine Nutzungsuntersagung. Es
war ihnen verboten worden, Räume in
dem Hotel Asylberechtigten und Flücht-
lingen zu überlassen, weil die Räumlich-
keiten dann nicht mehr als Hotelbetrieb
genutzt würden – und das wäre nicht von

der Baugenehmigung gedeckt. Das Ver-
waltungsgerichtMünchenhat demAntrag
der Hoteleigentümerinnen stattgegeben
und die aufschiebende Wirkung angeord-
net. Der Freistaat Bayern legte daraufhin
Beschwerde beim Verwaltungsgerichts-
hof ein.
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DIE FOLGEN

Der Verwaltungsgerichtshof hebt den Be-
schluss des Verwaltungsgerichts auf und
lehnt den Antrag ab. Das Gericht geht von
einer Wohnnutzung und nicht von einer –
in einemHotel zulässigen – Beherbergung
aus. Als Kriterium führt es an, dass die
Asylberechtigen und Flüchtlinge nicht
darauf angewiesen sind, beherbergungs-
typische Dienstleistungen in Anspruch zu
nehmen. Sie nutzen die Gemeinschafts-
küche und weitere zur Verfügung gestellte
Räume zur Selbstversorgung, nicht aber
beispielsweise den Service der Hotelkü-

che. Außerdem entspricht es grundsätz-
lich nicht dem Nutzungskonzept eines
Hotels, ein monatliches Entgelt in Höhe
von 400 Euro zu verlangen. Der Ablauf des
Aufenthalts und die Pflichten der Bewoh-
ner, z.B. im Umgang mit dem Abfall und
dem richtigen Lüften, lassen laut dem
Gericht darauf schließen, dass es sich um
eine wohnähnliche Nutzung wie etwa in
einem Wohnheim handelt. Denn die
Betroffenenkönnen ihrenhäuslichenWir-
kungskreis grundsätzlich unabhängig
gestalten.
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WAS IST ZU TUN?

Die Abgrenzung zwischen Beherbergen
und Wohnen erfährt gerade aufgrund
neuartiger Wohn- und Beherbergungsfor-
men eine bislang ungeahnte Aktualität.
Boardinghouses, Serviced Apartments,
Monteurzimmer und vieles mehr müssen
in jedem Einzelfall entweder als Wohn-
nutzung oder Beherbergung qualifiziert
werden. Dabei werden die traditionellen
Kategorien zunehmend modifiziert. Der
VGH erkennt dies und sagt – wenn auch
zunächst nur im Rahmen des einstweili-
gen Rechtsschutzverfahrens –, dass es
maßgeblich auf das Nutzungskonzept im

Einzelfall ankommt. Entscheidend sind
Kriterien wie Serviceleistungen, Einrich-
tung der Zimmer, Zahlungsweise und Pri-
vatheit. Jeder, der im Grenzbereich zwi-
schen Wohnen und Beherbergen tätig
werden will, muss genau darauf achten,
dass die beantragte oder bereits erteilte
Baugenehmigung im Einklang mit der
Nutzung wie im Nutzungskonzept be-
schrieben – Wohnen oder Beherbergen –
steht. Beide Nutzungsformen haben
unterschiedlichen Anforderungen, etwa
auch an Stellplätze oder den Brand-
schutz. ahl

Steuerberater
Jens Krall

von Euprax

Steuerrecht. Schuldzinsen, mit
denen nach einer Umschuldung ein
Währungskursverlust bezahlt wird,
können nicht als Werbungskosten
bei den Vermietungseinkünften
abgezogen werden.

BFH, Urteil vom 12. März 2019,
Az. IX R 36/17

Zinsen auf Wechselkursverluste
sind keine Werbungskosten
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DER FALL

2005 erwarb der Kläger eine Eigentums-
wohnung und finanzierte sie mit einem
Bankkredit. Den Kaufpreis musste er in
Euro bezahlen, das Darlehen lautete
jedoch auf Schweizer Franken. 2011
schuldete derWohnungskäufer dasDarle-
hen in Euro um. Da derWechselkurs stark
gestiegenwar, erhöhte sich die Restschuld
um35.000Euro.Das Finanzamt vertrat bei
der Einkommensteuerveranlagung die

Auffassung, dass die Schuldzinsen für den
neuen Kredit nur anteilig als Werbungs-
kosten bei den Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung abzugsfähig sind:
Die Schuldzinsen, diemit demWährungs-
verlust in Zusammenhang stehen, sind
nicht abziehbar. Dagegen wehrte sich der
Eigentümer und beantragte, dass alle
Schuldzinsen von den Vermietungsein-
künften abgezogen werden.
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DIE FOLGEN

Die Klage blieb erfolglos. Zahlungen, mit
denen Kursverluste bei Fremdwährungs-
darlehen ausgeglichen werden, sind nicht
als Werbungskosten bei den Einkünften
aus Vermietung und Verpachtung abzieh-
bar, urteilte der BFH. Das Wechselkursri-
siko ist – positiv wie negativ – nicht durch
die Vermietung bzw. Verpachtung veran-
lasst, auch wenn das Darlehen in der
Fremdwährung dazu verwendet wurde,
die Anschaffung oder Herstellung einer
Immobilie zu bezahlen. Der Mehrauf-
wand fällt wie die Tilgung in die – nicht

steuerbare – Vermögenssphäre. Ist schon
der Fremdwährungskursverlust nicht
durch die Vermietung veranlasst, so gilt
dies erst recht für die Schuldzinsen zur
Finanzierung dieses Verlusts. Es können
weder die erhöhten Rückzahlungsbeträge
noch die Schuldzinsen, die auf deren
Finanzierung entfallen, bei den Einkünf-
ten aus Vermietung und Verpachtung als
Werbungskosten abgezogen werden. Das
Umschuldungsdarlehen musste deshalb
aufgeteilt werden, wie es das Finanzamt
auch getan hatte.
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WAS IST ZU TUN?

Will ein Eigentümer Schuldzinsen als
Werbungskosten bei den Einkünften aus
Vermietung und Verpachtung abziehen,
kommt es entscheidend darauf an, dass
ein Veranlassungszusammenhang be-
steht zwischen der Bezahlung von An-
schaffungskosten und dem Darlehen, das
zur Finanzierung dieser Kosten aufge-
nommen wurde. Bei einem Fremdwäh-
rungsdarlehen besteht dieser Zusammen-
hang grundsätzlich nicht in Bezug auf

das Wechselkursrisiko. Dieses wird unter
Umständen erst später bei einer An-
schlussfinanzierung realisiert. Da in die-
sen Fällen also kein Zusammenhang zu
der Vermietung besteht, müssen die
Schuldzinsen aufgeteilt werden in einen
abziehbaren und nicht abziehbaren Teil.
Die Zinsen, die auf den bei der Umschul-
dung realisierten Währungsverlust ent-
fallen, dürfen nicht als Werbungskosten
abgezogen werden. ahl
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